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katapultiert. Und jetzt, angefeuert von den 
Massenprotesten in der DDR gingen in der 
CSSR Hunderttausende von Menschen ge­
gen die Hardliner-Führung der Kommunisti­
schen Partei auf die Straße, die im Zuge der 
Unterdrückung des "Prager Frühlings" 1968 
installiert worden war. 

Seit den brutalen Polizeiangriffen auf eine 
Studentendemonstration Mitte November in 
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se. Der "symbolische" zweistündige General­
streik am 27. November brachte das Land 
zum Stillstand. Es gab kaum eine Fabrik, die 
sich nicht anschloß: von der gigantischen 
Prager Metallfabrik CKD zu den Skoda-Wer­
ken in Pizen (Pilsen) bis zu den böhmischen 
Bergwerken legten Arbeiter die Arbeit nieder 
und versammelten sich aus Protest. Die stali­
nistische Regierung kapitulierte und willigte 
in die Bildung einer Koalitionsregierung ein. 

�~� In der DDR sind die Ereignisse in der 
CSSR genauestens verfolgt worden, gerade 
weil die Arbeiter in Aktion gegangen sind. In 
der DDR ist das noch nicht geschehen. Aber 

außerhalb. Die Schlüsselfrage ist Führung. In 
Polen stellte die klerikal-nationalistische Soli­
darnosc eine konterrevolutionäre Führung, 
und jetzt sind die Arbeiter mit Hunger und 
Arbeitslosigkeit konfrontiert. In der CSSR 
haben kleinbürgerliche Führer rein "demo­
kratische" Parolen aufgestellt. Das Pro­
gramm ihrer Ökonomen ruft zu einer drasti­
schen Senkung des Lebensstandards auf 

Wohin geht die DDR? Die stalinistische 
Bürokratie versucht, obenaufzu bleiben, und 
spielt die "Refonn"-Karte aus: Krenz redet 
von einer "Wende", Modrow von "sozialisti­
scher Erneuerung". Sprecher der größtenteils 
von Künstlern und Akademikern geführ­
ten amorphen Opposition reden vage von 
einer "friedlichen Revolution", einer "Revo­
lution von unten", "einem demokratischen 
Anfang". Der Schriftsteller Stephan Heym 
merkte an, daß "es Gott sei Dank keine Füh­
rer bei diesen revolutionären Bewegungen 
gibt, sondern daß es wirklich grass roots 
sind ... Die Theorie dazu finden Sie nur bei 
der Rosa Luxemburg, daß die Partei nur reüs­
sieren kann in Gefolge einer solch spontanen 
Revolution (Süddeutsche Zeitung, 25. No­
vember 1989). Auf dem Höhepunkt der 
Deutschen Revolution 1918/19 haben 
Luxemburg und Karl Liebknecht verspätet 
und verzweifelt versucht, das Vakuum an re­
volutionärer Führung zu überwinden, als ihr 
Spartakusbund zur Kommunistischen Partei 
Deutschlands wurde. 

Ostberlin, 4. November: Demonstranten for­
dern nicht nur Arbeiterräte, sondern "eine neue 
kommunistische Partei" 

In ihrem Bericht über den Gründungspar­
teitag der KPD erklärte Luxemburg: "Der re­
volutionäre Vortrupp des deutschen Proleta­
riats hat sich zu einer selbständigen politi­
schen Partei zusammengeschlossen"; um die 
"rein politische Umwälzung" in eine "ausge­
sprochene Arbeiterrevolution" umzuwan­
deln, sei nun die Aufgabe, "an Stelle des 
Spontanen das Systematische zu setzen". 
Und in einem Artikel über "Das Versagen der 
Führer" (11. Januar 1919) hob sie hervor: 

Spartakist 

Prag wuchsen die Menschenmassen am 
Vaclavske namestJ' (Wenzelsplatz) täglich 
sprunghaft an. Das eilig gegründete Bürger­
forum, geführt vom Autor Vaclav Havel und 
anderen intellektuellen Dissidenten, über­
nahm den Vorsitz über die oppositionelle 
Mobilisierung, während die Studenten die 
Truppen stellten. Doch die Schlacht ging von 
Anfang an um die Loyalität der Arbeiterklas-

eine politische Revolution hat sich ange­
bahnt, die am 9. November die Öffnung der 
Berliner Mauer erzwang;' an diesem Tag im 
Jahre 1918 wurde der Kaiser durch den 
Arbeiter- und Soldatenaufstand gestürzt. 
Gestellt ist heute die Möglichkeit eines prole­
tarischen Sieges gegen die sich auflösende 
stalinistische Bürokratie und gegen die 
prokapitalistischen Kräfte im Innern und 

"Soll die Sache der Revolution vorwärts ge­
hen, soll der Sieg des Proletariats, soll der So­
zialismus mehr als ein Traum werden, dann 

Gründet Spartakist-Gruppenl 
Der Stalinismus ist schwer angeschlagen, der 
Kommunismus lebt: von den sowjetischen 
Bergarbeitern über die ostdeutschen Arbeiter 
und die Aufständischen in EI Salvador bis 
zum heroischen Jalalabad. 

Wir brauchen eine 
leninistisch-egalitäre Partei! 

Die gegenwärtige politische Krise, die über 
die Sowjetunion und Osteuropa fegt, stellt 
scharf zwei Alternativen: entweder die 
Errichtung oder Wiedererrichtung von 
Arbeiterräten als Instrumente der Arbeiter­
macht, statt der stalinistischen nationalisti­
schen Bürokratien - oder kapitalistische 
Konterrevolution. Die Werktätigen der DDR 
haben ihr Land aufgebaut. Die Frankfurter 
Bankiers und die Bonner Politiker von 
CDU/FDP bis SPD wollen es an sich reißen, 
ein Viertes Reich aufbauen. Dringend not­
wendig ist eine proletarische politische Revo­
lution: Schmeißt die parasitäre Bürokratie 
raus, die seit Jahrzehnten die Arbeiter poli­
tisch entmachtet hält! Verteidigt die DDR vor 
kapitalistischer Konterrevolution: Errichtet 
die Räteherrschaft auf der Grundlage von 
Arbeiterdemokratie ! Politische Arbeiter­
macht in Ostdeutschland würde auch den 
schlafenden Riesen westdeutsche Arbeiter­
klasse wecken. Arbeiterräte müssen auf ganz 
Deutschland ausgeweitet werden. Ein rotes 
Rätedeutschland wäre die Lokomotive für 
die Vereinigten Sozialistischen Staaten von 
Europa. 

Die Arbeiterklasse Ost-und Westdeutsch­
lands braucht eine revolutionäre kommu­
nistische Partei, eine neue KPD, um die 
parasitäre Bürokratie im Osten und den Kapi­
talismus im Westen zu stürzen. Für den 
Kommunismus von Lenin, Liebknecht und 
Luxemburg! Wie Rosa Luxemburg am 
31. Dezember 1918 bei der Gründungskon­
ferenz der KPD erklärte: 

" ... wir sollen es nie vergessen, wenn man 

uns mit den Verleumdungen gegen die 
russischen Bolschewisten kommt, darauf 
zu antworten: Wo habt Ihr das Abc Eurer 
heutigen Revolution gelernt? Von den 
Russen habt Ihr's geholt: die Arbeiter­
und Soldatenräte. " 

Um die Basis für eine wirkliche kommunisti­
sche Partei zu legen, ruft die Trotzkistische 
Liga Deutschlands, deutsche Sektion der 
Internationalen Kommunistischen· Liga 
(Vierte Internationalisten), dazu auf: Grün­
det Spartakist-Gruppen! Die ersten Schritte 
sind: 

Um in die heutigen Debatten und Kämpfe 
einzugreifen, muß man sich politisch bewaff­
nen. So werden die Spartakist-Gruppen Dis­
kussionen mit Mitgliedern der TLD und der 
IKL über die Lehren früherer revolutionärer 
Kämpfe führen. Es ist notwendig, zu studie-

ren und zu diskutieren: die Gründe für den 
Sieg der Bolschewiki 1917; die verpaßten 
Möglichkeiten zu einem deutschen Oktober 
1919 und 1923 sowie die Kapitulation der sta­
linistischen und sozialdemokratischen Füh­
rungen vor Hitlers Machtergreifung; Trotz­
kis Kampf gegen die stalinistische Entartung 
der Komintern und für eine neue, revolutio­
näre Vierte Internationale; die soziale 
Umwälzung in Oste uropa, nachdem die Rote 
Annee es von den Nazis befreit hatte; die 
Arbeiteraufstände 1953 in Ostdeutschland, 
1956 in Ungarn und 1989 in China; Gorba­
tschows Perestroika und "Marktsozialis­
mus", die von Warschau bis zum Kaukasus 
nationalistische Konflikte anfachen und für 
die Arbeiter Verelendung mit sich bringen. 
Die Spartakist-Gruppen werden massenhaft 
revolutionäre Propaganda vertreiben, in Fa-

Spartak i st -Veranstaltungen 
Samstag, 9. Dezember, 14 Uhr: 

Die arbeitenden Menschen haben die DDR 
aufgebaut - Arbeiterräte an die Macht! 
Für ein rotes Rätedeutschland! 

Samstag, 16. Dezember, 14 Uhr: 

Trotzki: Die Russische Revolution 
und ihre Degeneration 

Mittwoch, 27. Dezember, 19 Uhr: 

Für proletarische politische Revolution 
in UdSSR, Osteuropa, China! 

Türkisches Volkshaus Halkevi 
Kottbusser Damm 74 
2. Stock, Hinterhaus 
(U-Bahn Hermannplatz) 
Westberlin 
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muß sich die revolutionäre Arbeiterschaft 
führende Organe schaffen, die auf der Höhe 
sind, die die Kampfenergie der Massen zu lei­
ten und zu nutzen verstehen." Was fehlte, 
war gerade eine revolutionäre Avantgarde­
partei wie die der Bolschewiki - die unter 
Lenin und Trotzki die erfolgreiche Oktober­
revolution von 1917 führte -, und das war für 
die Sache der Deutschen Revolution tödlich. 

Die politische Revolution gegen die parasi­
täre Bürokratie, die auf den defonnierten 
Arbeiterstaaten lastet, erfordert genauso wie 
die soziale Revolution gegen den Kapitalis­
mus im Westen dringend die Errichtung von 
Arbeiterräten und die Schmiedung einer leni­
nistisch-trotzkistischen Partei, die die Arbei­
terklasse in den bevorstehenden harten 
Schlachten führt. 

Für proletarische politische 
Revolution von Ostberlin bis 
Moskau und Beijing! 

Ohne Zweifel hat der sowjetische Führer 
Michail Gorbatschow zu den Änderungen an 
der Spitze der DDR angestachelt. Hinter dem 
Aufruhr in Osteuropa steht der von Unruhen 
geschüttelte "Refonnprozeß", den Gorba­
tschow mit seiner Politik von Glasnost (Of­
fenheit) und Perestroika (Umstrukturierung) 
einleitete. Die Ausweitung der Pressefreiheit 
und des politischen Lebens insgesamt hat 
eine enonne intellektuelle Gärung und damit 
auch ein intensives Interesse an den Ideen 
Leo Trotzkis mit sich gebracht. Die Bergar­
beiterstreiks im Sommer demonstrierten die 
Macht des so\\jetischen Proletariats und 
führten zur Errichtung von unabhängigen 
Arbeiterorganisationen, die in vielen Fällen 
ihre Verpflichtung auf authentischen Sozia­
lismus bekräftigten. 

Doch die seit vier Jahren anhaltenden Ver­
suche, eine marktorientierte Wirtschaftspoli­
tik einzuführen, haben quer durch die 
UdSSR zentrifugale Kräfte entfesselt. Von 
Zentralasien bis zum Bai tikum drohen natio-
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briken und an anderen Arbeitsplätzen, auf 
Arbeiterversammlungen und in Arbeitervier­
teln, auf Demonstrationen und an Universi­
täten. Die Mitglieder werden einen Beitrag 
zahlen, um ihre Aktivitäten zu finanzieren. 

Die Arbeiter- und Studentenmassen, die 
ehemaligen und gegenwärtigen SED-Mit­
glieder und alle anderen müssen wissen: sie 
sind nicht dazu verurteilt, von den diskredi­
tierten und korrupten SED-Spitzen einerseits 
oder andererseits von denpreußisch-nationa­
listischen oder prowestlichen Sprechern der 
"Refonn"bewegung beherrscht zu werden. 
Die SPD/SDP, Strohmänner für die Frank­
furter Bankiers, sind die größte Gefahr. Ihr 
Programm des "demokratischen Sozialis­
mus" heißt kapitalistische Konterrevolution 
a la Scheidemann und Noske, Mörder von 
Rosa Luxemburg und Kar! Liebknecht. Die 
Spartakist-Gruppen wollen auch Intellek­
tuelle und Studenten für die Seite der proleta­
rischen politischen Macht gewinnen, als ein 
Teil des Kampfes, eine proletarische Avant­
gardepartei aufzubauen, die ein Volkstribun 
ist. 

Die Spartakist-Gruppen bauen auf revolu­
tionäre, proletarische und intemationalisti­
sche Prinzipien. Das heißt proletarische 
Mobilisierung zur Zerschlagung von faschi­
stischen/rassistischen Terroristen; es heißt 
Kampf um volle Staatsbürgerrechte für ein­
gewanderte Arbeiter; und es heißt Kampf ge­
gen den preußisch-deutschen Nationalis­
mus, gegen antipolnischen Chauvinismus. 
Für die Wiedergeburt der revolutionären 
Einheit des deutschen, polnischen und russi­
schen Proletariats, verkörpert durch Rosa 
Luxemburg! 

Das ist die Wahl: Entweder eine Reihe 
kapitalistischer Siege, auflange Zeit schreck­
liche Verelendung der Massen in den büro­
kratisch defonnierten Arbeiterstaaten, impe­
rialistische Rivalität um die Aufteilung der 
Beute, die Gefahr der Auslöschung der 
Menschheit durch einen dritten Weltkrieg. 
Oder das Proletariat schmiedet die revolutio­
näre Führung, das Werkzeug dafür, die 
Macht in die eigenen Hände zu nehmen. Der 
Kapitalismus hinterläßt weltweit ungeheuren 
Dreck. Eine vereinte und klassenlose soziali­
stische Weltgemeinschaft kann sich daran 
machen, damit aufzuräumen .• 
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nale Gegensätze die multinationale UdSSR 
auseinanderzureißen. Im Kaukasus und in 
Moldawien grenzt der Zustand an Bürger­
krieg, und im Baltikum steuern prokapitali­
stische Nationalisten hinter der Losung ftir 
Unabhängigkeit einen scharfen Kurs in 
Richtung Konterrevolution. Mittlerweile 
gehen die Versuche, nach Breschnjews "Jah­
ren der Stagnation" die Wirtschaft zu bele­
ben, als Schuß nach hinten los. Die 
Schlangen vor Geschäften ohne Konsumgü­
ter werden immer länger. Die Arbeiter 
kochen vor Wut über die Preistreiberei der 
privaten "Genossenschafts"unternehmen. 
Und die Bergarbeiter in Workuta sind erneut 
in Streik getreten, womit sie diesmal offen ge­
gen Antistreik-Gesetze verstoßen. 

Die imperialistischen Ideologen jauchzen 
über den angeblichen "Tod des Kommunis­
mus". Schon schmieden die Herrscher der 
Europäischen Gemeinschaft Pläne zur "Wie­
dereingliederung" Osteuropas, also zu einer 
kapitalistischen Übernahme seiner soziali­
sierten Wirtschaft. Mit ernster Miene disku­
tieren US-Präsident George Bush und fran­
zösische Führer die Auswirkungen einer ka­
pitalistischen Wiedervereinigung Deutsch­
lands, während westdeutsche Unternehmen 
Pläne entwerfen zur Übernahme von DDR­
Betrieben, die sie vor 1945 besaßen. Die 
Dresdner Bank träumt von ihrer Rückkehr 
nach Dresden; Vorstandsvorsitzender Herr­
hausen von der Deutschen Bank verlangte 
noch kurz vor seinem plötzlichen Ableben, 
daß sich Westdeutschland die DDR einver­
leibt, so daß Thüringen und Sachsen nur 
noch Bundesländer eines neuen Groß­
deutschlands würden. Den Möchtegern-Teil­
nehmern eines solchen imperialistischen 
Gelages triefen schon die Mäuler bei der Aus­
sicht, die sozialisierte Wirtschaft des sowjeti­
schen Blocks zerstückeln zu können. 

DM 

In Türkisch 

Wohin geht Gorbatschows Rußland? 
Kehrt zum Weg Lenins und Trotzkis zurück! 

(erschienen auch in ~Rartacist, deutsche 
Ausgabe Nr. 13) 

Zu beziehen über: Verlag Avantgarde 
Postfach 11 0231, 2000 Hamburg 11 
Postgirokonto Frankfurt 1 1988-601 

,~( 

Gewiß pfeifen die stalinistischen Bürokra­
tien auf dem letzten Loch. Wie man im Früh­
ling in Beijing und beim sowjetischen Bergar­
beiterstreik im Sommer sah, tritt jetzt die 
Arbeiterklasse in den Kampf ein. Und die 
Arbeiter kämpfen sicher nicht daftir, die kapi­
talistische Ausbeutung wieder einzuftihren! 
Gleichwohl fehlt es von der UdSSR über Chi­
na bis zur DDR an dem Entscheidenden: ei­
ner proletarischen Führung. Diese würde die 
Gesellschaft organisieren auf Grundlage des 
authentisch kommunistischen Programms, 
die vergesellschaftete Wirtschaft gegen kapi­
talistische Restauration zu verteidigen; sie 
würde die Bürokratie zerschmettern und 
Arbeiterdemokratie auf der Basis von So­
wjets errichten, ftir kommunistische Einheit 
gegen den Imperialismus und ftir die interna­
tionale sozialistische Revolution kämpfen. 

Polen unter Solidarnosc steht am Rande 
des Zusammenbruchs. In allen Städten gibt 
es inzwischen öffentliche Armenküchen. 
Und im Rahmen ihres Privatisierungspro­
gramms ftir den städtischen Nahverkehr ist 
von einer Erhöhung der Fahrtkosten von 70 
auf 1070 Zloty die Rede. Lech Walesa hat bei 
seiner jüngsten Bettelreise in die Vereinigten 
Staaten "einer Pressekonferenz berichtet, 
daß die Regierung 90 Prozent der polnischen 
Wirtschaft besitzt, und 80 Prozent davon sind 
zum Verkauf freigegeben" (Washington Post, 
18. November 1989).-

Um Polen ftir westliches Kapital attraktiv 
zu machen, besteht die von Solidarnosc ge­
ftihrte Regierung darauf, mit Streiks aufzu­
räumen. Aber es wird mehr als ein Streikver­
bot nötig sein, um die polnische Arbeiterklas­
se im Zaum zu halten, denn sie ist mit 30 Pro­
zent Arbeitslosigkeit, mit der Streichung von 
Subventionen ftir Nahrungsmittel und mit 
der Abschaffung von Sozialleistungen kon­
frontiert. Um den Widerstand der Bevölke­
rung gegen einen "Schock"-Austerityplan zu 
überwinden, wie ihn der Wirtschaftswissen­
schaftler Jeffrey Sachs (Harvard University) 
entworfen hat, bräuchte die polnische Regie­
rung, wie ein polnischer Ökonom bemerkte, 
"ein Sicherheitsnetz vom chilenischen Typ: 
das Militär müßte es tun" (New Yorker, 
13. November 1989). 

Jetzt hat der ehemals offizielle, stalinistisch 
geftihrte Gewerkschaftsverband OPZZ sei­
nen Widerstand gegen die Hungerpolitik der 
Regierung angekündigt. Die polnischen 
Arbeiter werden kämpfen, um sich gegen das 
verheerende Wüten der kapitalistischen Ver­
elendung zur Wehr zu setzen. Inzwischen 
strömen die Kapitalisten nach Budapest in 
der Hoffnung, Staatseigentum in Ungarn zu 
Schleuderpreisen aufkaufen zu können, wäh­
rend die Arbeiter buchstäblich an den Rand 
des Verhungerns getrieben werden. Die 
Überschrift eines Artikels in der New York 
Times lautete: "Kapitalismus kommt mit gie­
riger Wucht nach Ungarn". Sogar der rechte 
Kosmetikmagnat Ronald Lauder, der in 
Budapest zwei Filialen besitzt, stellte fest: 
"Zwangsläufig ... wird es in zwei, drei Jahren 
zu einem Rückschlag gegen diese kapitalisti-. 
sehe Ausbeutung kommen." 

In der DDR hat die überwiegende Mehr­
heit der Bevölkerung keine Lust, den Kapita­
lismus wieder einzuftihren. Mittlerweile geht 
die SED-Basis in Opposition. Am 8. Novem­
ber demonstrierten Zehntausende von Par­
teimitgliedern vor der Sitzung des Zentral-

SPARTAKIST 

Le Bolchevik 

Rheinhausen Dezember 1987, Peugeot September 1989. Die Arbeiterklasse 
Westeuropas, mit ihrem strategischen Bestandteil an Immigranten, will kämpfen. 
Doch eine revolutionäre Führung fehlt. Volle Staatsbürgerrechte für eingewanderte 
Arbeiter - Nordafrikaner in Frankreich, Türken und Kurden in Westdeutschland, 
Vietnamesen, Kubaner und Polen in Ostdeutschland - sind eine elementare demo­
kratische Forderung und entscheidend für die Einheit der Arbeiterklasse! 

komitees. "Wir sind die Partei", riefen sie in 
Anlehnung an die Losung der ersten Leipzi­
ger Protestdemonstrationen: "Wir sind das 
Volk". Es gelang ihnen, einen Parteikongreß 
zu erzwingen (vorgesehen ftir den 15. De­
zember), auf dem sie die Führung abwählen 
können, und vier der elf gerade benannten 
Politbüromitglieder wurden von örtlichen 
SED-Verbänden wieder gekippt. Als ein Par­
teibonze die alte sozialdemokratische Hym­
ne "Brüder zur Sonne, zur Freiheit" anstim­
men wollte, antworteten die Demonstranten 
mit dem Gesang der Internationale. 

Die Ereignisse am 9. Oktober in Leipzig 
kamen einem Massaker a la Beijing gefahr­
lieh nahe, als Honecker die Armee mit 
Schießbefehl und scharfer Munition ausstat­
tete. Doch die Unzufriedenheit und Empö­
rung hatte bereits breite Kreise erfaßt. Die in 
Betriebskampfgruppen organisierten Arbei­
ter, die gegen die Demonstranten auf die 
Straße geschickt wurden, zeigten Sympathie. 
So bemerkte Wolfgang Rosch, stellvertreten­
der Kommandeur der Kampfgruppe Leipzig, 
in einem Interview im DDR-Fernsehpro­
gramm "Aktuelle Kamera" nach der ersten 
Leipziger Großdemonstration: "Zum ande­
ren haben wir aber auch gezeigt, ... daß auch 
wir Fragen haben, unsere Sorgen haben, die 
zum Teil die gleichen sind, die auch die Leute 
haben, die auf der Straße sind." Honecker 
wurde überstimmt und anschließend abge­
setzt. 

Aber die herrschende Bürokratie kann mit 
der vielbeschworenen "sozialistischen Er­
neuerung" nicht aufwarten. Vielmehr be­
drohen Gorbatschowsche "Reformer" wie 
Ministerpräsident Hans Modrow mit dem 
"Marktsozialismus"-Modell und dem Vor­
schlag einer "Vertragsgemeinschaft" mit der 
BRD die Errungenschaften der Arbeiter. 
Eine der ersten Maßnahmen der Krenz-Re­
gierung war die Einrichtung von Grenzkon­
trollen, nicht gegen die Offensive des deut­
schen Kapitals, sondern gegen polnische 
Arbeiter gerichtet! 

Die Entwicklungen im östlichen Teil 
Deutschlands weisen in die Richtung einer 
proletarischen politischen Revolution, die die 
bestehenden sozialen Errungenschaften ver­
teidigen und den Weg zum authentischen So­
zialismus eröffnen würde. Die stalinistische, 
nervtötend preußische Bürokratie erstickt die 
Entwicklung des industriell entwickeltsten 
Staates des so\\jetischen Blocks. Notwendig 
ist die proletarische Demokratie von Räten 
(Sowjets), geftihrt von einer wirklich kom­
munistischen Partei, die auf dem bolschewi­
stischen internationalistischen Programm 
von Lenin und Trotzki basiert. Eine politi­
sche Revolution in der DDR würde Arbeiter 
von Ungarn über Polen bis zur Sowjetunion 
zum Kampf rufen und würde die westdeut­
schen Arbeiter und das ganze kapitalistische 
Westeuropa elektrisieren. 

Als sich die ostdeutschen Arbeiter am 17. 
Juni 1953 gegen die stalinistischen Büro­
kraten erhoben, waren die Erschütterungen 
bis in die weit entfernten Arbeitslager in Wor­
kuta zu spüren. Aber ein bißehen politische 
Revolution ist eine gefahrliehe Sache. Im we­
sentlichen gilt: Entweder die Arbeiter über­
nehmen die politische Macht, oder eine kapi­
talistische Konterrevolution wird an Auf­
schwung gewinnen. Bei den regelmäßigen 
Montagsdemonstrationen in Leipzig tauch-

ten am 20. November rechtsnationalistische 
Losungen auf, die zur kapitalistischen Wie­
dervereinigung Deutschlands aufriefen. Ein 
Banner verkündete die Losung "Deutsch­
land einig Vaterland" (die aus der nur noch in 
Instrumentalfassung vorliegenden DDR­
Hymne stammt). In Halle wurde bei Demon­
strationen "Deutschland Erwache" gerufen. 
Gleichzeitig lassen im Westen reaktionäre 
Kräfte ihrer Wut auf DDR-Einwanderer 
freien Lauf. In Hannover wurden "Trabis" in 
Brand gesteckt, in Westberlin mit Farbe über­
schüttet und die Reifen aufgeschlitzt. 

Die deutsche Bourgeoisie heizt das Klima 
des wiederaufsteigenden deutschen Nationa­
lismus weiter an. Im Märkischen Viertel, ei­
ner Westberliner Hochburg der Republika­
ner, wurde am 12. Mai der junge türkische 
Metallarbeiter Ufuk Sahin ermordet. Sein 
Mörder, der mit dem rassistischen Schlacht­
ruf "K------ raus" auf ihn mit dem Messer 
eingestochen hatte, wurde Ende November 
zu lächerlichen ftinf Jahren verurteilt. Ge­
richtsbegründung: "verminderte Schuldfa­
higkeit", Ausländerfeindlichkeit sei "nicht 
ausschlaggebend" gewesen. Und in Göttin­
gen wurden Antifaschisten, die sich gegen 
Neonazis zur Wehr setzten, von der Polizei 
angegriffen. Dabei wurde eine Frau vor ein 
herankommendes Auto und in den Tod ge­
trieben. Deutsche und eingewanderte Arbei­
ter, im Osten und im Westen, müssen ihre 
Macht als Klasse mobilisieren, um die faschi­
stische Gefahr zu zerschlagen, 

Berliner Mauer: Frontlinie des 
Kalten Krieges 

Kaum waren Ostdeutsche in euphorischer 
Stimmung durch die Berliner Mauer ge­
strömt, schon fingen alle ftihrenden kapitali­
stischen Politiker an, über kapitalistische 
Wiedervereinigung zu reden. Ein paar 
Wochen vorher hatte der amerikanische Prä-
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sident George Bush seine europäischen 
NATO-Alliierten mit der Bemerkung 
geschockt, er teile die Wiedervereinigungs­
furcht nicht. Jetzt doziert Henry Kissinger, 
ein vereinigtes Deutschland sei "unvermeid­
lich". Der französische Präsident Fran~is 
Mitterrand versicherte seinen nervösen 
Landsleuten, er habe keine Angst vor einem 
einigen großen Deutschland. Aber Kohl hat 
sein Bestes getan, die Furcht vor einem Vier­
ten Reich zu schüren, als er in Berlin erklärte: 
"Es lebe ein freies deutsches Vaterland". 

In Polen, das unter der Nazi-Besatzung 
6 Millionen Menschen verloren hat, ist die 
deutsche Wiedervereinigung ein besonders 
empfindliches Thema. Die Bonner Christ­
demokraten haben Warschau in letzter Zeit 
nervös gemacht mit ihrem Gerede über die 
deutschen "Grenzen von 1937", d. h. über die 
Wiedereingliederung von "Schlesien" und 
"Ostpreußen". Am Vorabend seinerjüngsten 
Polenreise schürte Kohl die Ängste weiter. In 
G6ra Swi~tej Anny ("Annaberg" in der west­
deutschen Presse) wollte er eine zweisprachi­
ge katholische Messe feiern: An gleicher Stel­
le wurde von den Freikorps 1921 ein polni­
scher nationalistischer Aufstand brutal nie­
dergeschlagen. Während der polnische Mini­
sterpräsident Mazowiecki implizit Moskau 
um Schutz anrief - er machte die Bemer­
kung, die deutsche Selbstbestimmung sei 
"ein Problem der vier Großmächte" -, sagte 
Lech Walesa in New York, deutsche Banken 
seien in Polen willkommen, nicht aber deut­
sche Armeen. Die Führer von Solidamosc 
wollen es zwar in ihrem blinden Drang zur 
kapitalistischen Restauration nicht wahrha­
ben, aber eines zeigt die Geschichte: Der 
deutsche Imperialismus läßt in seinem 
Drang nach Osten hinter den Banken die 
Armeen folgen. 

Der Architekt des Kalten Krieges, US-Di­
plomat George Kennan, verurteilte "das Ge­
rede" über Wiedervereinigung. Die gegen­
wärtige Teilung Europas, bemerkte er, ist das 
Ergebnis von zwei Weltkriegen; gegenwärtig 
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Verbindungen der Industrie vor dem 
Zweiten Weltkrieg. Traum der westdeut­
schen Herrscher ist ein vereinigtes kapi­
talistisches Viertes Reich 

sind riesige Armeen mit über einer Million 
Mann (und einem riesigen Atomarsenal) auf 
deutschem Boden stationiert, und eine Verei­
nigung ist ohne ihre Zustimmung undenk­
bar. Eine der beteiligten Mächte ist die So­
wjetunion, und noch erklärt Moskau nach­
drücklich, daß eine Wiedervereinigung 
Deutschlands nicht günstig ist. Gorbatschow 
ermahnte westliche Führer, keinen "Export 
des Kapitalismus" zu versuchen, doch viele 
westliche "Staatsmänner" sehen dies als leere 
Drohung. Dies ist ein schwerer Fehler. Ein 
vereinigtes imperialistisches Deutschland 
würde notwendig erweise den sowjetischen 
degenerierten Arbeiterstaat bedrohen. Wenn 
sich eine solche Entwicklung abzeichnen 
würde, müßten die Moskauer Führer etwas 
unternehmen. Gorbatschow teilte Mitter­
rand mit, "noch am sei ben Tag der Ankündi­
gung einer deutschen Wiedervereinigung 
werde ein Zwei-Zeilen-Kommunique be­
kanntmachen, ,daß ein Marschall meinen 
Sessel einnimmt'" (SZ, 29. November 1989). 

Während die revanchistische Rechte im 
Westen lautstark für sofortige kapitalistische 
Wiedervereinigung Deutschlands trommelt, 
sprechen führende Sozialdemokraten (in ei­
ner eher nüchternen Einschätzung der impe­
rialistischen Kräfte) davon, erst mit einer 

"Konf6deration" zwischen der BRD und der 
DDR anzufangen. Der Vorschlag wurde so­
fort von der ostdeutschen CDU aufgegriffen, 
und dann vereinten Kohls "zehn Schritte zur 
Wiedervereinigung" den Bundestag. Nur die 
MdBs der Grünen bekamen plötzlich kalte 
Füße, ihnen geht die Entwicklung ein biß­
ehen zu schnell. Die rasant zunehmende 
ökonomische Durchdringung würde die 
schon jetzt immer frecher auftretenden pro­
kapitalistischen sozialen Kräfte in der Gesell­
schaft stärken: dies müßte (eher früher als 
später) zu einer blutigen Konterrevolution 
führen. 

Die Berliner Mauer verkörpert die Front­
linie des Kalten Krieges. Der Krieg der Impe­
rialisten gegen die Sowjetunion - der heiße 
und der "kalte" - geht zurück auf den Okto­
ber 1917, als der erste Arbeiterstaat in der 
Geschichte entstand. Was Ost- und West­
deutschland trennt, sind fundamental ent­
gegengesetzte Gesellschaftssysteme, nicht 
Mörtel und Stein. Stalinophobe Pseudotrotz­
kisten wie Wolf gang Weber vom BSA stimm­
ten im Chor der Bourgeoisie mit ein und de­
nunzierten die Berliner Mauer als einen "sta­
linistischen Angriff auf die Arbeiterklasse" 
(Neue Arbeiterpresse, 22. August 1986). Wie 
wir in Spartakist Nr. 58 (September/Oktober 
1988) schrieben: 

"Die Imperialisten hassen die Berliner 
Mauer, weil sie als Barriere gegen die kapi­
talistische Wiedervereinigung Deutsch­
lands errichtet wurde. Die Mauer war eine 
Maßnahme, wenn auch eine bürokrati­
sche, um die kollektivierte Wirtschaft ge­
gen den Druck des Imperialismus zu ver­
teidigen, insbesondere gegen den massi­
ven Aderlaß an staatlich ausgebildeten 
Ärzten, Technikern und Facharbeitern 
nach dem Westen Anfang der sechziger 
Jahre." 
Seit der Errichtung der Mauer 1961 war sie 

Aas von den Imperialisten gehegte antikom­
munistische Symbol. Für Erzstalinisten wie 
Ulbricht, der den Mauerbau befehligte, und 
für Honecker, der ihn beaufsichtigte, war sie 
der "antifaschistische Schutzwall". Für diese 
bürokratischen Betonköpfe war die Mauer 
der vollendete Ausdruck des "Sozialismus in 
einem Lande". Dieses Irrlicht, dem die Stali­
nisten hinterheIjagen, ist die Kehrseite der 
"friedlichen Koexistenz": Wenn die imperia­
listischen Kalten Krieger nicht lockerlassen, 
dann sei die Antwort eine Mauer, die hoch 
genug ist (oder eine Pufferzone, die breit ge­
nug ist), um sie in Schach zu halten. Vor 60 
Jahren zeigte Leo Trotzki die logische Folge 
dieser stalinistischen Illusion auf: "Die neue 
Lehre lautet: Der Sozialismus kann auf dem 
Boden eines nationalen Staates aufgebaut 
werden, wenn nur nicht eine InteIVention da­
zwischenkommt. Daraus kann und muß ... 
unbedingt eine Verständigungspolitik gegen­
über derausländischen Bourgeoisie entsprin­
gen" ("Die Dritte Internationale nach 
Lenin", 1929). 

Doch die Klassenzusammenarbeit mit der 
Bourgeoisie hat den imperialistischen Angriff 
auf die Sowjetunion im Zweiten Weltkrieg 
nicht abgewendet, auch nicht den Kalten 
Krieg danach. Weder die Berliner Mauer 
noch Abrüstungsappelle konnten die DDR 
abriegeln und verhindern, daß der ökono­
misch weitaus stärkere deutsche Imperialis­
mus sie durchdringt. Wie Trotzki warnte, 
können die Errungenschaften des Oktober 
letztlich nur "in der Arena der Weltrevolu­
tion" verteidigt werden. 

Als die Mauer durchbrochen wurde, 
umarmten sich auf der Straße Berliner, die 28 
Jahre lang in einer geteilten Stadt lebten. Bei 
dieser Maßnahme, wie beijedem Zugeständ­
nis an die Massen, reagierte die Bürokratie 
auf die Massendemonstrationen, aber auch 
auf die Drohung von Arbeiterstreiks. Bärbel 
Bohley, Sprecherin des Neuen Forums, sagte 
im westdeutschen Fernsehen, daß die Regie­
rung die Grenze nicht so schnell hätte öffnen 
sollen. Dafür erntete sie bei der wöchent­
lichen Leipziger Demonstration ein Konzert 
von Buhrufen. Ein anderer Forum-Sprecher, 
Sebastian Pflugbeil, beklagte, die SED hätte 
"die Leute mit Schokolade gekauft". Über so 
etwas beschwert sich die kleinbü~gerliche, eli­
täre "Opposition", die von der Offnung der 
Mauer desorientiert und gespalten wurde. 

Die Öffnung der Mauer hat zwar bewirkt, 
daß der Druck zeitweilig nachließ, doch die 
Demonstrationen gehen weiter. Mächtige 
und unberechenbare soziale Kräfte sind frei­
gesetzt worden. Inzwischen zeigt sich deut-

lieh die verschärfte Polarisierung innerhalb 
der DDR Die nationalistischen Stimmen, 
die offener und lauter geworden sind, zeigen, 
wie dringend notwendig eine proletarische 
Perspektive ist! Heute kann die Öffnung der 
Mauer als Sprungbrett dienen zur revolutio­
nären Einheit und zum gemeinsamen Kampf 
der Arbeitermassen im kapitalistischen 
Westen und im ostdeutschen deformierten 
Arbeiterstaat. 

Für Arbeiterräte in ganz 
Deutschland! 

Viele Oppositionelle in der DDR sehen die 
Sozialdemokratie als die einzige Alternative 
in Westdeutschland. Aber die SPD hat nur 
den deutschen Kapitalismus im Auftrage 
Krupps und Thyssens verwaltet, wie letztes 
Jahr die Massenentlassungen in Rhein­
hausen. Und sie hat als Eckpfeiler der NATO 
fungiert beim Aufbau der Bundeswehr als 
der stärksten imperialistischen Armee in 
Europa. Die Sozialdemokraten unter Willy 
Brandt haben gegenüber Osteuropa und be­
sonders Ostdeutschland die Ostpolitik 
entwickelt, die jetzt die einheitliche Linie des 
deutschen Imperialismus geworden ist. Sym­
bolisch hierflir: der Bundestag erhebt sich bei 
der Öffnung der Mauer und stimmt das 
"Deutschlandlied" an. 

Heute hegen und pflegen die westdeut­
schen Führer der SPD Oppositionelle in der 
DDR Diese Linie wurde in einem Interview 
mit dem ehemaligen SPD-Kanzler Helmut 
Schrnidt zusammengefaßt (Die Zeit, 10. No­
vember 1989). Darin ruft er dazu auf, "viele 
Milliarden D-Mark ... über einige Jahre" für 
Joint ventures und für die "Schulung von 
Managern und von Gewerkschaftern" 
hineinzupumpen. In Schmidts konterrevolu­
tionärem Szenario heißt es: "Die Eigentums­
frage ist einstweilen noch nicht wichtig. Viel­
mehr kommt es zunächst auf Selbständigkeit 
der Unternehmensleitungen an" und auf 
"Wettbewerbsmärkte", um die "zentralisierte 
bürokratische Zwangswirtschaft" aufzu­
heben . 

Der stellvertretende SPD-Vorsitzende 
Oskar Lafontaine stellt inzwischen fest, der 
"demokratischen Opposition" in der DDR 
"wäre nicht geholfen, brächten wir sie in den 
Verdacht, Handlanger des Westens zu sein". 
Regt euch also nicht darüber auf, daß sie über 
"Demokratisierung und Reform der soziali­
stischen Gesellschaft" sprechen, statt über ei­
ne Rückkehr zum Kapitalismus (Der Spiegel, 
25. September 1989). Wir müssen ausdrück­
lich davor warnen: Die SPD ist die Speerspit­
ze der Konterrevolution in der DDR 

Viele, die von sozialistischer Demokratie 
in der DDR sprechen, wollen wirklich keine 
Strohmänner für sozialdemokratische Kon­
terrevolution werden. Doch wie sehr ostdeut­
sche Arbeiter und linke Intellektuelle auch ei­
ne sozialistische Revolution im Westen her­
beisehnen, viele sind davon überzeugt, daß 
diese Aussicht völlig utopisch sei. Dabei 
unterschätzen sie jedoch durchaus ihre eige­
ne Fähigkeit, die Welt zu verändern. Auch 
verstehen sie nicht ganz, in welchem Ausmaß 
die abscheulichen Deformationen des Stali­
nismus, und nicht die angebliche Lebensfä­
higkeit des Kapitalismus, dafür verantwort­
lich sind, daß die bürgerliche und besonders 
die sozialdemokratische Ideologie in der 
westeuropäischen Arbeiterklasse vor­
herrscht. 

Die bolschewistische Revolution in Ruß­
land - einem zurückgebliebenen Land, das 
damals gegen Deutschland Krieg führte -
veränderte das politische Bewußtsein der 
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deutschen Arbeiterklasse radikal und schlag­
artig. In den 20er Jahren umfaßte die Kom­
munistische Partei die besten, kämpferisch­
sten und idealistischsten Elemente des deut­
schen Proletariats, besonders der Jugend. 
Lenin, Luxemburg und Liebknecht wurden 
zum Vorbild für Millionen deutscher Arbei­
ter und linker Intellektueller in der Weimarer 
Republik. 

Wenn die ostdeutsche Arbeiterklasse auf 
der Basis von Rätedemokratie und im Na­
men des kommunistischen Internationalis­
mus die politische Macht ergreift, wird sich 
das politische Bewußtsein der westdeutschen 
Arbeiterklasse tiefgreifend ändern. Und nicht 
nur das der westdeutschen Arbeiterklasse. 
Die revolutionäre Wiedervereinigung 
Deutschlands wird die Welt verändern. Wie 

AP 

Armenküchen in Polen: "Marktwirt­
schaft" treibt das Land in den Hunger 

wir in einer Erklärung der internationalen 
Spartaeist Tendenz anläßlich der Grand Tour 
von Ronald Reagan 1982 in Europa hervor­
hoben: 

"Deutschland spielt eine führende Rolle 
für den Weg Europas - zum Sozialismus 
oder zur Barbarei... Nur die Proletarier 
aller Länder, die in den Worten von Karl 
Marx ,kein Vaterland haben', können eine 
gerechte und harmonische Arbeitsteilung 
schaffen, basierend auf der Vergesellschaf­
tung der Produktionsmittel. Die Alternati­
ven sind entweder nukleare Barbarei oder 
die revolutionäre Wiedervereinigung 
Deutschlands im Kampf für die Vereinig­
ten Sozialistischen Staaten von Europa." 
Ein Arbeiter aus dem VEB Leuna drückte 

den verbreiteten Haß gegen die neuen und 
alten Maßnahmen der Bürokratie in einem 
Gedicht aus: "Wir brauchen keinen Konkurs­
verwalter, Genosse Modrow, da gehts nicht 
lang! Verramsch uns nicht an Krupp und 
Thyssen, Mercedes-Benz und Deutsche 
Bank", und er setzt fort: "Verflucht und 
erneuert sei die Partei, die uns verkauft und 
verraten hat". Bereits bei den Demonstratio­
nen am 4. November hatte ein Banner an die 
Rolle der SED beim Truppeneinmarsch in 
Prag 1968 und an ihren Beifall zum Massaker 
in Beijing erinnert und gefordert: "Für eine 
neue Kommunistische Partei". Das ist tat­
sächlich der Schlüssel - eine wirklich bol­
schewistische Führung, eine internationali­
stische proletarische Avantgardepartei, die 
um die Macht kämpft .• 
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SPARTAKIST 
Für Arbeiterrevolution in EI Salvador I 

Für militärischen Sieg der FMLN! 
NOVEMBER 1989 - Während die herr­
schende Klasse in Amerika "den Tod des 
Kommunismus" feiert, hat der Aufstand der 
salvadorianischen Linken jetzt einen der 
blutrünstigsten Marionettenstaaten der USA 
bis in die Grundfesten erschüttert. Am Sams­
tag, den 12. November startete die Nationale 
Befreiungsfront Farabundo Marti (FMLN) 
koordinierte Angriffe im ganzen Land und 
besetzte die dicht besiedelten Barrios der 
Arbeiterklasse im Umkreis der Hauptstadt. 
Mit großem Heldenmut und brillanter Taktik 
haben es die Streitkräfte der Rebellen ge­
schafft, über eine Woche lang die salvado­
rianische Armee zu paralysieren, die vom 
Pentagon massiv mit Waffen versorgt wird. 

Menschen in der ganzen Welt, angewidert 
und empört über die Barbarei der von den 
USA unterstützten Kräfte, haben den 
unbeugsamen Mut und die Kühnheit der lin­
ken Rebellen bewundert. Die salvadoria­
nische Armee, die nicht den Mumm zum 
Häuserkampf gegen die Guerillas hat, hat die 
Barrios bombardiert und unter Beschuß ge­
nommen. Ärzte vom Las-Rosales-Kranken­
haus in San Salvador berichten, daß die mei­
sten Wunden von Bombensplittern und nicht 
von Gewehrkugeln stammen. Während der 
Bürgerkrieg tobte, folterten und töteten 30 
uniformierte Militärs sechs Jesuitenpriester, 
die von rechtsradikalen Todesschwadronen 
zur Zielscheibe erkoren wurden, weil sie sich 
offen fUr soziale Gerechtigkeit einsetzten: 
Die wahnsinnigen Killer, die in EI Salvador 

Heldenhafte 
FMLN-Guerillas 

erobern einen 
großen Teil von 

San Salvador 
sowie andere 

Landesteile. 
Arbeiterauf­

stand muß 
Todesschwa­

dronen-Regime 
zerschlagen und 

die Macht 
ergreifen! 

Aus der Feme können wir nicht beurteilen, 
ob die spektakuläre Aktion der FMLN ein ge­
wagtes Abenteuer ist oder zum Schlußangriff 
fUr den Sieg werden könnte. Aber wir können 
mindestens das gleiche sagen wie Lenin über 
den von James Connolly gefUhrten irischen 
Osteraufstand von 1916 gegen den britischen 
Imperialismus. Wie Lenin bemerkte, ist je­
der, der einen solchen Aufstand verurteilt, 
"entweder der schlimmste Reaktionär oder 

Der Stalinismus ist schwer angeschlagen, doch der 
Kommunismus lebt, von Kabul bis zu den sowjetischen Berg­

arbeitern und den salvadorianischen Aufständischen! 

herrschen, sind bereit, Zehntausende zu 
massakrieren, um sich fUr ihre Demütigung 
durch die Guerillas der FMLN zu "rächen". 

Seit einigen Monaten begeistern sich Wa­
shington und Wall Street an der angeblichen 
Demontage des Kommunismus in Osteuro­
pa und überall in der Welt. Doch während 
Amerikas herrschende Klasse am Grabe des 
Marxismus Freudentänze aufführt, erhebt 
sich jetzt in ihrem eigenen Hinterhofbewaff­
net und kämpferisch das Gespenst des Kom­
munismus. 

Salvadorianische Tet-Offensive 

"Unsere Aufgabe ist es, zu siegen oder zu 
sterben. Dies ist die letzte Schlacht", erklärte 
ein Guerillakämpfer. Die Aufständischen 
kämpfen aus Schützengräben, hinter Barri­
kaden ausgebrannter Autos oder von Dä­
chern; wiederholt haben sie Gegenangriffe 
der Armee zurückgeschlagen und ihr schwe­
re Verluste zugefUgt. In schneller Folge er­
oberten sie die Bezirke von Mejicanos, Soya­
pango, Metropoli, Zacamil- über ein Drittel 
der Hauptstadt, mit mehr als einer halben 
Million Einwohner. Um die Versuche des Re­
gimes zu vereiteln, die Bevölkerung auszu­
hungem, bis sie sich ergibt, öffneten Rebel­
leneinheiten in mehreren von ihnen kontrol­
lierten Gebieten die Türen von Supermärk­
ten. 

In einer wichtigen Hinsicht ähnelt die ge­
genwärtige FMLN-Offensive der Tet-Offen­
sive 1968 in Vietnam, dem Wendepunkt je­
nes Krieges. Wie in Vietnam sind die salvado­
rianischen Guerillas bereit, die Gefahr enor­
mer Verluste auf sich zu nehmen, um das 
Selbstvertrauen der Landesherrseher und 
ihrer amerikanischen Oberherren zu erschüt­
tern. Seit Monaten redet Washington davon, 
der FMLN-Aufstand sei isoliert, ohnmächtig, 
am Ende. 

ein hoffnungsloser Doktrinär, der unfähig ist, 
sich die soziale Revolution als eine lebendige 
Erscheinung vorzustellen". 

Für Arbeiterrevolution 
in EI Salvador! 

Der FMLN-Kämpfer an der Basis will den 
Feind besiegen, und zwar jetzt. Die salvado­
rianischen Massen haben nicht zehn schwere 
Kriegsjahre lang ihr Blut fUr einen weiteren 
Pattzustand vergossen. Die arbeitenden 
Menschen wollen ihren Tag der Abrechnung 
mit den Militärschlächtern und· der blutbe­
fleckten Oligarchie. Aber ein gewaltiges Hin­
dernis fUr den Sieg ist das Programm der 
kleinbürgerlich-nationalistischen FMLN, die 
auf die eine oder andere Weise der brennen­
den Notwendigkeit der Revolution immer 
ihre Forderung nach einer "Verhandlungslö­
sung" entgegengestellt hat, um eine "Regie­
rung unter breiter Beteiligung" mit der Bour­
geoisie zu bilden. 

Dies hat zuletzt die extreme Form ange­
nommen, daß die FMLN anbot, ihre Waffen 
niederzulegen und sich in den von den USA 
inszenierten "politischen Prozeß" zu "inte­
grieren", als Gegenleistung fUr eine illusori­
sche "Selbstreinigung und eine professionel­
lere Organisierung der Armee" - deren Pro­
fession darin besteht, Arbeiter und Bauern zu 
töten, im Dienste der ,,14 Familien". Kurz 
vor der Offensive erklärte FMLN-Comman­
dante Leonel GonzaIez: "Wir werden unse­
ren militärischen Faktor am Verhandlungs­
tisch ins Spiel bringen" (Excelsior, Mexico 
City, 9. November). 

Verglichen mit Nicaragua unter Somoza 
hat die Arbeiterklasse in EI Salvador ein weit­
aus größeres soziales Gewicht und ein höhe­
res Niveau von politischem Bewußtsein. In 
den letzten paar Jahren haben Zehntausende 
von Arbeitern wiederholt am 1. Mai oder bei 

anderen Gelegenheiten aus Protest demon­
striert, trotz der vom Militär auf sie gerichte­
ten Gewehre. Unmittelbar nach Cristianis 
Übernahme des Präsidentenstuhls im Juni -
ARENA beherrscht damit vollständig die for­
male Regierungsstruktur (Exekutive, Legis­
lative und Jurisdiktion), gleichzeitig ist das 
Militär jetzt unter der festen Kontrolle der 
Hardliner von der Tandona (dem Jahrgang 
'66 der Militärakademie) -, begannen Ent­
fUhrungen, Verhaftungen und Ermordungen 
von Gewerkschaftern zu eskalieren. (ARE­
NA ist die ultrarechte Partei der Großgrund­
besitzer und Todesschwadronen, die 1980 
durch "Blowtorch Bob" D'Aubuisson ge­
gründet wurde.) Dieser Terror erreichte am 
31. Oktober seinen Höhepunkt in dem Bom­
benanschlag auf den Gewerkschaftsverband 
FENASTRAS, und seitdem werden Gewerk­
schaftsmilitante immer noch täglich entfUhrt 
und ermordet. Doch die Arbeiter haben dar­
auf mit mutiger Mobilisierung zu den Beerdi­
gungen ihrer Führer geantwortet und haben 
die Geheimpolizei, die sich unter die Menge 
gemischt hatte, umstellt und entwaffnet. Sal­
vadorianische Arbeiter haben sicher die 
Kamptbereitschaft sowie die organisatori­
sche Fähigkeit, mit einer machtvollen Erhe­
bung in San Salvador loszuschlagen. 

Zwar rief die FMLN zu einem Volksauf­
stand auf, doch weder ihre "Generaloffen­
sive" 1981 noch die gegenwärtige Offensive 
mündete in eine Erhebung. Dies liegt nicht 
an fehlender Unterstützung durch die Bevöl­
kerung, wie die US-Botschaft behauptet. 
Vielmehr hat in der Guerillastrategie die Be­
teiligung der Massen eine reine Hilfsfunk­
tion, die man an- und abstellt, wie es einem 
paßt. Und als kleinbürgerliche Bonapartisten 
(die mehr als einmal interne Auseinander­
setzungen durch Mord geregelt haben) 
fUrchten sie die Bildung von Arbeitermilizen, 
Arbeiterräten und anderen Organen proleta­
rischer Klassenherrschaft. Vor sieben Jahren 
gab Commandante Villalobos zu, daß die 
FMLN im Frühling 1980, als Hunderttausen­
de von Arbeitern und Slumbewohnern auf 
die Straßen zogen, die Gelegenheit zu einer 
Massenerhebung verstreichen ließ, weil "Teile 
der Bourgeoisie, die bereit waren, Bündnisse 
mit uns einzugehen", dazu nicht bereit wa-
ren. . 

Das politische Programm der Guerillas ist 
Klassenzusammenarbeit mit der "patrioti­
schen/demokratischen Bourgeoisie". Zur 
Zeit wollen sie Washington dazu kriegen, 
eine "Regierung der nationalen Rettung" zu 
arrangieren, die nur ARENA und die Tando­
na ausschließen soll. Aber dies hatte man be­
reits mit der "revolutionären Junta" von 1979 
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versucht (unter Beteiligung solcher Verbün­
deten der Guerillas wie Guillermo Ungo und 
Ruben Zamora), und es fUhrte sofort zur 
Ermordung von streikenden Arbeitern und 
Bauern. Es wäre tragisch, wenn dies nach ei­
nem Jahrzehnt Bürgerkrieg heute wieder ge­
schehen sollte. 

Die Ereignisse gehen vielleicht über die 
Grenzen hinaus, die von dem FMLN-Pro­
gramm der Klassenzusaminenarbeit gesteckt 
werden; doch der Schlüssel liegt weiterhin in 
der Mobilisierung der proletarischen Massen 
als Klasse, die fUr die Arbeitermacht kämpft. 
Die dringende Notwendigkeit, auf der 
Grundlage des Programms der internationa­
len proletarischen Revolution eine lenini­
stisch-trotzkistische Avantgarde zu schmie­
den, wird unterstrichen durch die sich ver­
schärfende Wirtschaftskrise und die 
andauernde Contra-Aggression in Nicara­
gua. In diesem Land haben die Wunschträu­
me der Sandinistas von "Pluralismus und ge­
mischter Wirtschaft" Elend fUr die arbeiten­
den Menschen gebracht und bedeuten, daß 
Washingtons einheimische Contras weiter 
gefährlich vorrücken konnten. Diese Not­
wendigkeit wird unterstrichen durch die 
anhaltenden gesellschaftlichen Unruhen in 
Mexiko, mit seinem millionenstarken Prole­
tariat, und durch die gesellschaftlichen Ex­
plosionen, die gegenwärtig eine Reihe süd­
amerikanischer Länder erbeben lassen. 

EI Salvador ist ein kleines Land von ge­
ringer strategischer Bedeutung in der Welt. 
Doch nach der demütigenden Niederlage in 
Vietnam und nach der Nicaraguanischen Re­
volution war der US-Imperialismus unter 
Reagan finster entschlossen, EI Salvador 
zum Schauplatz seines erneuerten antikom­
munistischen Kreuzzugs zu machen. EI Sal­
vador sollte das Anti-Vietnam werden, der 
Ort, an dem die linken Guerillas von Mario­
nettenstreitkräften der USA aufgerieben wer­
den sollten. Washington hat dem Regime der 
Todesschwadronen 3,5 Milliarden Dollar ge­
geben, das bedeutet ein Kopfgeld von 50000 
Dollar für jeden Mann, jede Frau und jedes 
Kind, die umgebracht worden sind. Der Bür­
gerkrieg in EI Salvador hat eine weltweite Be­
deutung erhalten, die weit über die Größe des 
kleinen mittelamerikanischen Landes hin­
ausgeht, in dem er ausgetragen wird. Ein Sieg 
der linken Rebellen über die salvadoriani­
sehen Herrscher wäre eine lähmende Nieder­
lage und Demütigung fUr den US-Imperialis­
mus, und er hätte Auswirkungen von den 
Barrios von Mexico City bis in die Fabriken 
Ostberlins und darüber hinaus. 
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